
Rechtsbehelfe und Rechtsmittel

stellung — jedenfalls was die ältere Rechtsprechung anbelangt — um ein n
die Nähe eines Rechtsmittels gerückten Rechtsbehelf?®.

Die Vorstellung ist nicht an den Ablauf der Rechtsmittelfrist gebun-
den. Es ist bemerkenswert, dass sich die Vorstellung dann zu einem ech-
ten Rechtsmittel “verwandelt”, wenn sie sich gegen einen Verwaltungs-
akt richtet und innerhalb der Beschwerdefrist eingereicht wurde?!: Es
handelt sich in diesem Falle um eine “unselbständige Vorstellung”??, Er-
folgt ein Vorstellungsgesuch nach Ablauf der Frist, so liegt ein selbstän-
diges Wiedererwägungsgesuch vor. Diesem Gesuch darf nicht die Ein-
rede der “res judicata” entgegengehalten werden; denn es wäre damit
stets unzulässig. Der zuständigen Behörde steht es frei, die Sache auf-
grund einer selbständigen Vorstellung materiell zu behandeln oder ohne
weitere Begründung einen Nichteintretensentscheid zu fällen. Dabei
darf eine Wiedererwägung nach dem Vorbehalt von Art. 89 Abs. 8 LVG
nicht in Rechte von Drittpersonen eingreifen. Nach Art. 87 Abs. 3 LVG
kann eine Partei die Einwendung der rechtskräftig entschiedenen Sache
erheben; sie muss es aber nicht?. Der Begriff Einwendung zeigt, dass
diese nur zum Schutz der am Verfahren beteiligten Parteien, nicht aber
der Rechtsmittelinstanz geschaffen wurde?. Eine frühere Entscheidung
der Verwaltungsbeschwerdeinstanz, die einen Anspruch auf Behandlung
und Erledigung der Vorstellung anerkannt hatte?, wurde damit zu
Recht korrigiert?, Die an die jeweilige Behörde gerichtete Vorstellung
verpflichtet diese nicht, das Gesuch zu behandeln und zu erledigen”.
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